
 

 

MEDIENMITTEILUNG Bern, 7. Juni 2018 

Steuervorlage 17: Ständeratsbeschlüsse führen zu höheren Steuerausfällen  

Der Ständerat hat heute als Erstrat die Steuervorlage 17 behandelt und ist dabei den Vorschlä-

gen seiner Kommission gefolgt. Der Städteverband und die Konferenz der städtischen Finanz-

direktorinnen und -direktoren begrüssen, dass der Ständerat die Vorlage rasch vorantreibt und 

einen Ausgleich zwischen verschiedenen Anforderungen gesucht hat. Mit dem höheren Kan-

tonsanteil an der direkten Bundessteuer sowie der Gemeindeklausel hat der Rat zentralen An-

liegen der Städte mindestens teilweise entsprochen. Aber mit der tieferen kantonalen Dividen-

denbesteuerung werden die Lasten der Vorlage zuungunsten von Kantonen, Städten und Ge-

meinden verschoben.  

Für den Städteverband und die Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren 

(KSFD) ist die Steuervorlage 17 (SV17) ein gleichermassen dringliches wie wichtiges Geschäft. Un-

ternehmen wie öffentliche Hand brauchen rasch Rechtssicherheit. Und die SV17 gilt es als ausgewo-

genes Paket zu schnüren, das der Betroffenheit der verschiedenen Staatsebenen Rechnung trägt. 

Der Ständerat hat mit seinen Anpassungen gegenüber der Vorlage des Bundesrates die Lasten von 

Kantonen, Städten und Gemeinden um rund 250 Millionen erhöht. Die Senkung der kantonalen Mini-

malbesteuerung der Dividenden von 70 auf 50 Prozent wird durch die Anpassungen des Kapitaleinla-

geprinzips nicht wettgemacht.  

Dies ergibt ein Ungleichgewicht; denn mit der von den Städten und Gemeinden verlangten Erhöhung 

des Kantonsanteils an der direkten Bundessteuer auf 21,2 Prozent kompensiert der Bund nur einen 

Teil der erwarteten Steuerausfälle von Kantonen, Städten und Gemeinden. Zudem sollte die Gemein-

deklausel verbindlicher formuliert sein, um sicherzustellen, dass auch Städte und Gemeinden ange-

messen entschädigt werden.  

Der Nationalrat hat nun Gelegenheit, die Steuervorlage 17 auch im Sinne von Städten und Gemein-

den besser auszutarieren. Weiterhin gilt, dass die generelle Stossrichtung der SV17 richtig ist und 

dass sie in der Herbstsession verabschiedet werden soll.  

Weitere Informationen: 

Nationalrat Kurt Fluri, Präsident Schweizerischer Städteverband, Stadtpräsident Solothurn,  

Tel. 079 415 58 88. 

Daniel Leupi, Präsident Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, Finanz-

direktor Stadt Zürich, Tel. 044 412 32 00. 

Hintergrundinformationen zum Schweizerischen Städteverband 

Der Städteverband zählt 132 Mitglieder. Er vertritt die Interessen und Anliegen der Städte, 

Agglomerationen und städtischen Gemeinden und ist damit die Stimme der urbanen Schweiz, in 

der rund drei Viertel der Schweizer Bevölkerung leben und 84 % der Wirtschaftsleistung unseres 

Landes erbracht werden. 
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Hintergrundinformationen zur Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und 

-direktoren KSFD 

Die im August 2014 gegründete Konferenz ist eine Sektion des Städteverbandes. Ihre zurzeit 32 

Mitglieder setzen sich für eine stabile und berechenbare Finanz- und Steuerpolitik im Sinne der 

Städte und städtische Gemeinden als wirtschaftliche Lokomotiven des Landes ein. Die Konferenz 

will entsprechend der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung der Städte in wichtigen 

finanz- und steuerpolitischen Fragen auf Bundes- und kantonaler Ebene mitreden können. 

 


